
Aktenzeichen:

2...B.L1„2_L_0356
Verkündet

am 5° April 1960

I m N a m e n d e s ‘ V o l k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen-

Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 5° April 1960,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender,

Bundesrichter D e m i a n i und
Bundesrichter S c h m i t t

als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter K n i e p m e y e r und

Bundessozialrichter L i e f l ä n d e r
‘ als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Da% Urteil des Landessozialgerichts Celle vom
30 Juli 1956 wird mit den ihm zugrunde liegenden
Fe%tstellungen aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgerieht zaräckver—

wieseno

Von Rechts wegen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G.r ü.n..<i.s-.=.

I

Der Kläger, der am le Juni 1908 geboren ist? hatte von der
Pommerschen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft eine

Rente für die Eolgen”eines Arbeitsunfalls vom 27; November
1925 bez0gen° Im Jahre 1946 beantragte er‚ ihm diese Rente
weiterzuzahlen° Die Braunschweigische landwirtschaftliche

Berufsgenossenschaft ließ den Kläger ärztlich untersuchen

und teilte ihm dann mit einem Schreiben vom 9" September

1946 mit, sie übernehme infolge der Zahlungsverhinderung der

Pommerschen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, ohne

eine Verpflichtung anzuerkennen, vom 1„ April 1946 an die

Betreuung und zahle die Rente in der bisherigen Höhe von“

11,90 RM weiter; die Rente werde für eine Erwerbsminderung

von 30 V„H° gewährt° Die Beklagte wies im September 1953 zu—
nächst die Rente in der bisherigen Höhe ohne besondere Mit—

teilung weiter an° Durch Bescheid vom 29° Januar 1955 stell—

te sie die Rente auf Grund des Fremdrenten— und Auslands—

rentengesetzes vom 7° August 1953 (BGBl„ I 30 848 — FredeG)

mit Wirkung vom 10 März 1955 in Höhe VOn monatlich 12‚—— %

neu fest„ Der Rentenberechnung legte sie einen Jahresarbeits—

verdienst (JAW) von 720,—— % und eine Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdEc) von 50 Val-I° zugrunde°

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger beim Sozialgericht (SGO)

Braunschweig Klage erhoben mit dem Antrag9 den Bescheid auf—

zuheben, die Rente nach einem tatsächlichen Arbeitsverdienst9

das heißt einem angemessenen Arbeitsverdienst‚ zu berechnen

und die MdE‚ mit 35 V°H„ festzustellen° Diese Klage hat das

SG° durch Urteil vom 20„ Januar 1956 mit der Begründung abge—

wiesen: Die MdE° sei mit 30 V„H° angemessen eingeschätzto Es

sei zwar.verständlich‚ daß der Kläger sich durch den JAV° von
720,—— M benachteiligt fühle‚ die Anpassung der Leistungen

an die geänderten Geldverhältnisse sei aber Aufgabe der Ver—

waltung und der Gesetzgebung°
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Gegen dieses Urteil hat der Kläger beim Landessozlalge—

richt (LSG„) Celle Berufung eingelegt° Zur Begründung hat

er u.a° ausgeführt, es sei Aufgabe der Rechtsprechung‚

die Ungleichheit der Bürger vor dem Gesetz auszugleichen°

Daß er bei einer MdB° um 30 v„H„ nur eine Rente von monat-

lich 12,—— % erhalte, verstoße gegen das Grundgesetz‚ da

andere Rentenempfänger bei einer gleichen MdEo wesentlich

besser gestellt seien°

Das LSG° hat durch Urteil vom 3„ Juli 1956 die Berufung

zurückgewiesen und die Revision zugelassen°

Gegen dieses Urteil, das am 16° Juli 1956 zugestellt worden

ist, hat der Kläger am 6° August 1956 Revision eingelegt

und diese zugleich begründet°

Er beantragt9

unter Aufhebung des Urteils des Landessozialge—

richte Celle nach dem Klagantrag zu erkennen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist in der gesetzlichen Form und Frist einge—

legt und begründet werden (5 164 des Sozialgerichtsgesetzes

— SGG —) und ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs„ 1
Nr„fl SGG)° Sie ist somit zulässig°

Das LSG° hat sich mit der streitigen Berechnung des JAV°

nur insoweit ausführlich befaßt, als der Kläger die dabei

angewendeten Rechtsverschriften für verfassungswidrig hält°

Dieses Vorbringen, das die ReviSion ausdrücklich wieder—

holt hat, ist jedoch, wie das LSG° zutreffend ausgeführt

hat9 unbegründet° ’
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Die Revision erblickt darin einen Verstoß gegen den Gleich—

'heitssatz (Art° 3 Abs° 1 des Grundgesetzes —GG —), daß sich.

aus den bei der Berechnung des JAV„ angewendeten Rechtsver—

_schriften für den Kläger eine niedrigere Rente ergebe als

bei gleichartigen Unfallverletzten, die zu einem späteren

Zeitpunkt verunglückt sind, und daß im Falle des Klägers we—

der Zuschläge nach dem Gesetz über Verbesserungen der gesetz—

lichen Unfallversicherung vom 10° August 1949 (WiGB1° S° 251

— UVVG) noch Zulagen nach dem Gesetz über Zulagen und Mindest—

leistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung und zur
Übérleitung des Unfallversicherungsrechts im Lande Berlin

vom 29° April 1952 (BGBl° I S0 253 — UZG) gewährt werden

seien°

Der Gleichheitssatz fordert vom Geset2geber jedoch nur, daß

Aer wirklich wesentlich Gleiches nicht ungleich behandelt° Der

Gleichheitssatz ist nur dann verletzt, wenn ein vernünftiger?

sich aus der Sache ergebender oder sonst einleuchtender Grund

für eine verschiedenartige Regelung nicht zu finden ist? die

Regelung also als willkürlich bezeichnet werden muß° Dagegen

.bietet der Gleichheitssatz keine Grundlage dafür, eine ge—

setzliche ■egelung unter dem Gesichtspunkt der allgemeinen

Gerechtigkeit oder Zweckmäßigkeit nachzuprüfen (vgl° z„Bo

BVerfe„_1 3° 14 527, 3 SG162 flag?)°

In der gesetzlichen Unfallversicherung hängt aber die Höhe

der Leistungen nicht allein von der durch den Unfall verur—

sachten MdB° ab; sie wird vielmehr entscheidend auch von den
wirtschaftlichen Verhältnissen beeinflußt? von denen die
Berechnung des JAV° abhängto Infolgedessen ist der Zeitpunkt

des Unfalls eines der wesentlichen Merkmale des Unfalls

selbst, und es verstößt nicht gegen-den Gleichheitssatz‚ wenn

sich je nach diesem Zeitpunkt für im übrigen ungefähr gleich—

artige Sachverhalte verschiedenartige Leistungen ergebeno Es

ist auch keine Willkür des Gesetzgebers, wenn er die Wirkung

von Rechtsänderungen, die günstigere Leistungen oder eine
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Erweiterung des Versicherungsschutzes zur Folge haben,

auf Versicherungsfälle nach dem Inkrafttreten der Änderung-

beschränkt° Die Verschiedenheit der zu berücksichtigenden

Verhältnisse und der Zielsetzung des Gesetzgebers rechtfer—
tigen es auch, daß einerseits in der Unfallversicherung

die Berechnung des_J_AV° für die allgemeine Unfallversiche—

rung, die landwirtschaftliche Unfallversicherung und die

See—Unfallversicherung verschieden geregelt ist und daß an—

dererseits die Rentenberechnung nach dem Bundesversorgungs—

gesetz auf anderen Grundsät2en beruht als in der gesetz—

lichen Unfallversicherung°

Der Gleichheitssatz läßt dem Gesetzgeber auch einen weiten

Ermessensspielraum, der grundsätzlich nicht von der Recht—

sprechung ausgefüllt werden kann (vgl„ hierzu BVerfG° 9

S° 237 15437). Wie das LSG°zutreffend ausgeführt hat, ist
es

Aufgabe des Gesetzgebers, die Renten der Sozialversiche—

rung an die Veränderungen der Kaufkraft
anzupassen° Es kann

nicht als Willkür bezeichnet werden; daß der Gesetzgeber9
der hierbei zahlreiche Gesichtspunkte sozialpolitischer und

wirtschaftlicher Art berücksichtigen muß, zunächst im UVVG,

nur den Schwerverletzten Zuschläge gewährt und auch im UZG

außer den Schwerverletzteh nur die sozial besonders schlecht

geste1lten—Rentner berücksichtigt hat (vg1° @ 2 UZG)„ Eben—-
sowenig ist es eine verfassungswidrige Willkür, daß der Ge—

setzgeber eine umfassendere Regelung erst im Jahre 1957 für

die Rentenversicherung durch die Neuregelungsgesetze vom Fee

bruar 1957 und für die Unfallversicherung durch das Gesetz‘

zur vorläufigen Neuregelung der gesetzlichen Unfallversiche—

rung vom 27° Juli 1957 (BGBl„ I S“ 1071) getroffen hat°

Das LSG° hat somit ohne ReChtsirrtum die Berechnung des JAV°

auf die hierfür geltenden Vorschriften gestützt, jedoch be”
darf es näherer Prüfung, welche Vorschriften anzuwenden

sind°
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Gegen die Berechnung selbst hat der Kläger im Verfahren vor

dem SG° und dem LSGQ im einzelnen keine Einwendungen er—

hobene Er hat sich vielmehr darauf beschränkt, allgemein die

von ihm als ungerecht empfundene Höhe der Rente zu beanstan—

den° Dadurch war das LSG„ jedoch nicht der Verpflichtung_ent—

hoben, die Berechnung des JAV° von Amts wegen nachzuprüfen°

Diese Berechnung ist weder von der Beklagten im Bescheid vom

290 Januar 1955 oder in ihren Schriftsätzen während des Ver—

fahrens noch im angefochtenen Urteil ausreichend erläutert

worden° ’

Die Beklagte hat der Berechnung einenJAV° zugrunde gelegt,

_der nach den Ausführungen in ihrem Bescheid dem "zur Unfall—

zeit" im Bereich der Pommerschen landwirtschaftlichen Berufs—

genossenschaft festgesetzten durchschnittlichen JAV° für

über 21 Jahre alte landwirtschaftliche Arbeiter entspricht°

Das ist in verschiedener Hinsicht unrichtigg

Die Beklagte‚ deren Leistungsverpflichtung ausschließlich

auf dem Fremdrentenrecht beruht, war berechtigt, vom Inkraft—

treten des FredeG an die von ihr zu gewährenden Leistungen

festzustellenz Hierbei war sie einerseits — abgesehen von
5 17 Absc 6 FredeG — an die Feststellungen des früher ver—

pflichteten Versicherungsträgers nicht gebunden, konnte sich

aber auch dem Kläger gegenüber nicht auf die bindende Wirkung
solcher Feststellungen berufen, während der Kläger sogar bei

Vorliegen einer Bindung im Sinne des 5 17 Abs° 6 FredeG die

_
Anwendung günstigerer Vorschriften des FredeG verlangen '

konnte° Für die Berechnung der von der Beklagten zu gewähren—

den Leistungen sind nach 5 2 FredeG "die im Bundesgebiet ‘

geltenden Vorschriften der Sozialversicherung" anzuwenden°

Infolgedessen konnte der Berechnung der Rente nicht ein vom

Ausschuß der Pommerschen landwirtschaftlichen Berufsgenossen—

schaft festgesetzter durchschnittlicher JAV° zugrunde gelegt

‘werden„ Nach 5 ? Abs° 1 Nr„ 1 FredeG ist} obwohl es sich um
einen Fall aus der landwirtschaftlichen Unfallversicherung

_ 7 _
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handelt, anders als in der allgemeinen Unfallversicherung,

nicht die für den Wohnort des Klägers im Zeitpunkt der

Anspruchsanmeldung örtlich zuständige landwirtschaftliche

Berufsgenossenschaft, sondern die Beklagte zur Leistung

‚verpflichtet° Das hat zur Folge, daß keine für den nach

dem FredeG leistungspflichtigen Versicherungsträger gel-
tenden Festsetzungen durchschnittlicher landwirtschaft—

licher Jahresarbeitsverdienste vorhanden sindo Da das

FredeG für einen solchen Fall keine ausdrückliche Regelung

trifft, ist diese Lücke nach der Auffassung des Senats da—

durch auszufüllen, daß die Vorschriften angewendet werden

müssen,.die für den Wohnort gelten oder gegolten haben‚

den_der Kläger im Zeitpunkt der Antragstellung hatte° Die

Beklagte hätte also das Recht anwenden müssen, das im Be-

reich der Braunschweigischen landwritschaftlichen Berufs—

genossenschaft gegolten hat° >

Auch ist es unrichtig, daß es die Beklagte auf die "Unfall—

zeit" abgestellt hat. Der Unfall des Klägers hat sich am '

27° November 1923 ereignet° Die für die Folgen dieses Un—

falls zu gewährende Rente war deshalb nach den Vorschriften

des Zweiten Gesetzes über Änderungen in der Unfallversiche—

rung vom14“ Juli 1925(RGBLI SC?97 —20ÄndG)undder
Verordnung über die Berechnung des JAV° in der Unfallver—

sicherung Vom14„ Juni 1926(RGBLI s.‚ 271 - vo 1926) urn—-zurechnen° Daraus ergibt sich, daß die Rente nach den für

den lt Juli 1925 festgesetzten durchschnittlichen Arbeits—

verdiensten neu zu berechnen war, wenn es sich um eine nach

Solchen Durchschnittssätzen zu bérechnende Rente gehandelt

hat (Art„ 140 Abs„ 2 2° ÄndG, @ 2 Abs° 4 VO l926)°

Da der am 1° Juni 1908 geborene Kläger am 10 Juli 1925 erst

das 17° Lebensjahr vollendet hatte, bedurfte es einer Prü-

fung, inwieweit dieser JAV° nach 9 937 der Reichsversiche—

rungsordnung (RVG) in der Fassung des Art° 47 2° ÄndG ent—
sprechend dem Erreichen höherer Altersstufen zu erhöhen war°
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Dabei blieben jedoch die für den 1„ Juli 1925'geltenden

Festsetzungen auch für spätere Erhöhungen maßgebend° @ 569 a

EVO in der Fassung des Arto 12 2° ÄndG war nach der Recht—

Sprechung des Reichsversicherungsamts (RVA„) auf Renten, die
nach durchschnittlichen Jahresarbeitsv3rdiensten der land—
wirtschaftlichen Unfallversicherung zu berechnen waren, nicht

anwendbar (EuM° 31 So 237; abweichend Bayero LVA° und Sächs°
LVAO9 EuM° 25 8° 463, 32 So 244, vgl° auch Schulte—Holthausen9

Unfallversicherung, 4° Aufl„ 5 954 Anm° ?? @ 937‘Anm° 2)°

Spätere Neufestsetzungen der Durahechnitteeätze für die land—
wirtschaftliche Unfallversicherung wirken sich auf die Renten—

berechnung nicht ause Insbesondere bestimmt die Erste Verord—

nung über Ortslöhne und Jahresabbeitsverdienste in der Sozial—

versicherung vom 9. August 1950 (BGBl° I 89 369) in 5 2 aus—
drücklich, daß die neuen Jahres&rbeitsverdienste nur für neue
Unfälle (und für die Anwendung des 5 6 UVVG) gelten°

Die Revision trägt zur Begründung der Einwendungen gegen die

Berechnung des JAV° ergänzend Ver: Der Kläger habe sich im

Zeitpunkt des Unfalls in der Ausbildung als "Gutseleve" be—

funden° Nach normalem Verlauf der Dinge hätte er nach Ab—

schluß der Lehrzeit und einer Weiteren Ausbildung mit 21 Jah—

ren eine Stelle als Gutsinspektßr gehabt„ Hierbei handelt es
sich nicht, wie die Beklagte meint, um ein neues _ in der
Revisionsinstanz unbeachtliches - tatsächliches Vorbringen°

DEr Kläger hat bereits in der ven ihm ausgefüllten Unfall—

anzeige vom 300 Juni 1946 angegeben, daß er ivaeitpunkt des
Unfalls "Gutseleve" gewesen sei, und das LSG„ hat diese Anf

gabe ausdrücklich als Feststellung in den Tatbestand des an—
gefochteneh Urteils übernommen° Infölgedessen hätte das LsG„

von sich aus prüfen müssen, Ob 65-5165 überhaupt um eine Be—

schäftigung gehandelt hat, für die nach dem für die Braun—

schweigische landwirtschaftliche Berufsgenoesenschaft gelten—

den Recht durchschnittliche Jahresarbeitsverdienste festge—

setzt warene Die gehobenen Tätigkeiten in landwirt'schaftlichen
Unternehmen werden in der Regel nicht von der Festsetzung

_9...
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durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienste erfaßt (vgl°

55 9319 936 RVOin der Fassungvor dem20 ÄndG‚ @@932‚
940 RVG in der Fassung des Art° 48 2° ÄndG). Das gilt

vielfach auch für Versicherte, die sich in der Ausbildung
zu einer solchen gehobenen Tätigkeit befinden° Dann war

aber für die nach dem 2° ÄndG und nach der VO 1926 umge—

- rechnete Rente 5.569 a RVO in der Fassung des 2° ÄndG

anzuwenden, sobald der Kläger das 219 Lebensjahr vollen—

det hatte, also im Jahre 1929 (AI-to 136 Abs„ 1 29 ÄndG;

vg1° hierzu 'RVOf-MitgLKomm& A.qu @569aA.an1), so
_daß die Einkommensverhältnisse eines "Vergleichsmannes"
im Jahre 1929 maßgebend sind°

Die Feststellung des LSG„‚ daß der Kläger "Gutseleve" war,

reicht jedoch für sich allein nicht aus‚ um entscheiden

zu können, ob für die Berechnung des JAV° Durchschnitts—

sätze anzuwenden sind oder nicht° Hierfür ist vielmehr

eine nähere Aufklärung der tatsächlichen Verhältnisse er—

forderlich‚ bei der insbesöndere die Aussage des Zeugen

Elli berücksichtigt werden muß°

Die Umstellung der Rente des Klägers nach dem Gesetz zur

; vorläufigen Neuregelung von Geldleistungen in der ge—

setzlichen Unfallversicherung vom 29“ Juli 1957 (BGBI° I

SD 1071) ist nicht Gegenstand des Revisionsverfahrens ge—

worden° Falls die Beklagte nach 5 10 des Geset2es einen

schriftlichen Bescheid erteilt hat, so gilt für diesen

@ 171 Abs° 2 SGG „ ‘

Die Revision ist begründet, weil die Rechtsausführungen des

LSG° die Feststellung des JAV° auf 720,—— m nicht recht—

fertigen und die tatsächlichen Feststellungen des LSG°

nicht ausreichen,
um darüber zu entscheiden? nach welchen »

Vorschriften der JAV° zu berechnen ist„_Da das Fehlen aus—

reichender tatsächlicher Feststellungen eine Entscheidung

des Senats in der Sache selbst unmöglich macht, mußte das

- 10 _
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angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Fest—

stellungen aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das LSGC zurückverwiesen werden°

Die Entscheidung über die Kosten der Revisionsinstanz

bleibt der abschließenden Entscheidung vorbehalteno_
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